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Übereinkommen 
zur Vereinheitlichung einzelner Regeln 

über den Zusammenstoß von Binnenschiffen

Artikel 1
1. Dieses Übereinkommen gilt für den Ersatz des Schadens, 

der durch den Zusammenstoß von Binnenschiffen in den Ge­
wässern einer der Vertragsparteien den Schiffen oder den an 
Bord befindlichen Personen oder Sachen zugefügt wird.

2. Dieses Übereinkommen .gilt auch für den Ersatz jedes 
Schadens, den ein Binnenschiff in den Gewässern einer der 
Vertragsparteien, ohne daß ein Zusammenstoß stattgefunden 
hat, durch Ausführung oder Unterlassung eines Manövers 
oder durch Nichtbeachtung von Vorschriften anderen Binnen­
schiffen oder den an Bord solcher Schiffe befindlichen Perso­
nen oder Sachen zufügt.

3. Der Umstand, daß die in den Absätzen 1 und 2 bezeichne- 
ten Schiffe zu demselben Schleppzug gehören, berührt die 
Anwendbarkeit dieses Übereinkommens nicht.

4. Für die Anwendung dieses Übereinkommens
a) umfaßt die Bezeichnung „Schiff“ auch Kleinfahrzeuge;
b) stehen den Schiffen gleich: Gleitboote, Flöße, Fähren 

und bewegliche Teile von Schiffsbrücken sowie sdywim-
. mende Bagger, Krane, Elevatoren und alle schwimmen­

den Anlagen und Geräte ähnlicher Art.

Artikel 2
1. Eine Schadenersatzpflicht besteht nur, wenn der Schaden 

durch Verschulden herbeigeführt ist. Gesetzliche Schuldver­
mutungen bestehen nicht.

2. Ist der Schaden durch Zufall oder höhere Gewalt herbei­
geführt oder können seine Ursachen nicht festgestellt werden, 
so wird er von denjenigen getragen, die ihn erlitten haben.

3. Ein zu einem Schleppzug gehörendes Schiff haftet nur, 
wenn es selbst ein Verschulden trifft.

Artikel 3
Ist der Schaden durch das Verschulden nur eines Schiffes 

verursacht, so trifft die Schadenersatzpflicht dieses Schiff.

Artikel 4
1. Haben zwei oder mehrere Schiffe durch ihr Verschulden 

bei der Entstehung des Schadens mitgewirkt, so haften sie als 
Gesamtschuldner für Personenschäden sowie für den Schaden, 
der den schuldlosen Schiffen und den an Bond dieser Schiffe 
befindlichen Sachen zugefügt worden ist, jedoch anteilmäßig 
für den den anderen Schiffen und den an Bord dieser Schiffe 
befindlichen Sachen zugefügten Schaden.

2. Soweit keine gesamtschuldnerische’ Haftung besteht, haf­
ten die Schiffe, die durch ihr Verschulden bei der Entstehung 
des Schadens mitgewirkt haben, den Geschädigten in dem 
Verhältnis der Schwere des jedem von ihnen zur Last fallen­
den Verschuldens; kann jedoch nach den Umständen das Ver­
hältnis nicht festgestellt werden oder erscheint das Verschul­
den gleich schwer, so verteilt sich die Haftung zu gleichen Tei­
len.

3. Soweit gesamtschuldnerische Haftung besteht, hat jedes 
der haftenden Schiffe einen gemäß Absatz 2 zu bestimmenden 
Teil der Zahlung an den Gläubiger auf sich zu nehmen. Be­
zahlt ein Gesamtschuldner mehr als seinen Teil, so kann er 
bezüglich des Mehrbetrages gegen die Gesamtschuldner, die 
weniger als ihren Teil gezahlt haben, Rückgriff nehmen. Ein 
durch die Zahlungsunfähigkeit eines Gesamtschuldners verur­

sachter Ausfall wird von den anderen Gesamtschuldnern in 
dem in Absatz 2 bestimmten Verhältnis getragen.

Artikel 5
Die in den vorhergehenden Artikeln bestimmte Haftung be­

steht auch, wenn der Schaden durch das Verschulden eines 
Lotsen Verursacht wird, selbst wenn die Verwendung des Lot­
sen zwingend vorgeschrieben war.

Artikel 6
Die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen ist nicht 

von der vorherigen Beachtung irgendeiner besonderen Förm­
lichkeit abhängig.

Artikel 7
1. Die Schadenersatzansprüche verjähren mit Ablauf von 

zwei Jahren seit dem Ereignis.
2. Die Rückgriffsansprüche verjähren mit Ablauf eines Jah­

res. Diese Verjährung beginnt entweder mit dem Tage, an dem 
eine gerichtliche Entscheidung über die Höhe der gesamt­
schuldnerischen Haftung rechtskräftig geworden ist, oder, 
wenn keine solche Entscheidung vorliegt, mit dem Tage der 
Zahlung, die zu dem Rückgriff Anlaß gibt. Die Verjährung 
der Ansprüche auf Verteilung des einen zahlungsunfähigen 
Gesamtschuldner treffenden Teiles beginnt jedoch frühestens 
mit dem Tage, an dem der Anspruchsberechtigte Kenntnis von 
der Zahlungsunfähigkeit dieses Gesamtschuldners erlangt.

3. Für die Unterbrechung und die Hemmung der Verjährung 
gelten die diese Rechtsgebiete regelnden Bestimmungen des 
Rechtes des angerufenen Gerichtes.

Artikel 8
1. Die Bestimmungen dieses Übereinkommens lassen Be­

schränkungen allgemeiner Art hinsichtlich der Haftung des 
Eigentümers oder Ausrüsters eines Schiffes oder des Fracht­
führers auf Grund internationaler Übereinkommen oder des 
nationalen Rechtes unberührt, wie Beschränkungen nach der 
Tragfähigkeit, der Maschinenleistung oder dem Wert des 
Schiffes sowie Beschränkungen, die sich aus dem Abandonrecht 
ergeben. Sie lassen auch die sich aus dem Beförderungsver­
trag oder aus irgendwelchen anderen Verträgen ergebenden 
Verpflichtungen unberührt.

2. Die Bestimmungen dieses Übereinkommens gelten nicht 
für den Ersatz von Schäden, die auf radioaktive Eigenschaften 
oder auf ein Zusammenwirken radioaktiver Eigenschaften und 
giftiger, explosiver oder sonstiger gefährlicher Eigenschaften 
von Kernbrennstoffen oder von radioaktiven Erzeugnissen 
oder Abfällen zurückzuführen sind.

Artikel 9
Jede Vertragspartei kann zu dem Zeitpunkt, an dem sie 

dieses Übereinkommen unterzeichnet, ratifiziert oder ihm 
beitritt, erklären,

a) daß sie sich vorbehält, in ihrem nationalen Recht oder 
in internationalen Vereinbarungen vorzusehen, daß die 
Bestimmungen dieses Übereinkommens nicht auf Schiffe 
anzuwenden sind, die ausschließlich der Ausübung der 
öffentlichen Gewalt dienen;

b) daß sie sich vorbehält, in ihrem nationalen Recht vor­
zusehen, daß die Bestimmungen dieses Übereinkommens 
nicht auf die Wasserstraßen anzuwenden sind, die aus­
schließlich ihrer nationalen Schiffahrt Vorbehalten sind.


